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zuständigen staatlichen Organe unterliegt und auf 
diesen Wegen spekulativen Tendenzen wirkungsvoll be­
gegnet werden kann.
Die vertragliche Nutzung soll gegen Entgelt erfolgen 
können. In die Verträge mäßen die Rechte und Pflich­
ten der Vertragspartner aufgenommen werden, so z. B. 
die Pflicht des Nutzers, das Grundstück und seine Ein­
richtungen zu erhalten und pfleglich zu behandeln so­
wie das Entgelt vereinbarungsgemäß zu zahlen. Die 
Beendigung der vertraglichen Nutzung sollte durch Zeit­
ablauf, Aufhebung oder Kündigung erfolgen. Der Erbe 
des Eigentümers sollte bei Einhaltung einer im Gesetz 
festzulegenden Frist, vorschlagsweise sechs Monate, das 
Recht haben, auch vor vertragsgemäßem Zeitablauf das 
Rechtsverhältnis zu kündigen, wenn eine persönliche 
Nutzung des Grundstücks gewährleistet ist. Eine solche 
Regelung entspricht der Bedeutung des persönlichen 
Eigentums und der Politik unseres Staates, den per­
sönlichen Eigentümern bei der Ausübung ihres Eigen­
tumsrechts behilflich zu sein.
Neben diesen Fällen der vertraglichen Nutzungsverein- 
barung zwischen Bürgern werden künftig in ständig 
steigendem Maße Rechtsträger des Volkseigentums bzw. 
gesellschaftliche Organisationen Vertragspartner sein. 
So erfolgt die Nutzung der im staatlich-sozialistischen 
Eigentum stehenden Eigenheime auf der Grundlage von 
Miet- bzw. Nutzungsverträgen mit dem VEB Kommu­
nale Wohnungsverwaltung.
Heute ist bereits in den meisten Fällen der Verband 
der Kleingärtner, Siedler und Kleintierzüchter als demo­
kratische Massenorganisation der Kleingärtner Ver­
tragspartner in den Pachtverträgen hinsichtlich der 
Kleingärtner. Dieser Verband ist nach der VO über das 
Kleingarten- und Siedlungswesen und die Kleintier­
zucht vom 3. Dezember 1959 (GBl. I 1960 S. 1) allein 
berechtigt, Grundstücke zum Zwecke der Weiterver­
pachtung an Kleingärtner zu pachten. Der Inhalt der 
vertraglichen Nutzung durch diese Kleingärtner ist nicht 
Gegenstand der Regelung des ZGB; die Bodennutzung 
beruht hier auf der Mitgliedschaft in der Organisation 
und muß durch das Statut und Mustervereinbarungen 
geregelt werden.
Ein wichtiger Teil der individuellen Bodennutzung, der 
im ZGB eine Regelung erfahren sollte, ist schließlich 
die Nutzung des Bodens durch die Genossenschaftsmit­
glieder in Form der individuellen Hauswirtschaften. Es 
muß als Grundsatz im ZGB festgehalten werden, daß 
die Führung der individuellen Hauswirtschaft den ge­
nossenschaftlichen Interessen untergeordnet ist und den 
Zweck hat, auf einem zusätzlichen Wege die persön­
lichen Bedürfnisse der Mitglieder und ihrer Familien 
zu befriedigen und die Verbindung der Mitglieder zur 
LPG zu festigen. Die LPGs fördern die Einrichtung von 
Hauswirtschaftsgebäuden, insbesondere durch die Lie­
ferung von Baumaterialien und Transportmitteln, durch 
die Zurverfügungstellung von Arbeitskräften sowie 
durch die Zuweisung von Boden durch die LPG in Aus­
übung des genossenschaftlichen Nutzungsrechts (§ 10 
Abs. 1 Buchst, f LPG-Gesetz).
Bei den Hauswirtschaftsgebäuden handelt es sich um 
persönliches Eigentum und bei der Bodennutzung um 
eine persönliche, die unabhängig von der im Einzelfall 
bestehenden Eigentumslage an der entsprechenden 
Bodenfläche von den Mitgliedern ausgeübt wird. Der 
Grundsatz der Trennung zwischen Gebäude- und Boden­
eigentum besteht auch hier in den Fällen, in denen die 
LPG den Bauwilligen Boden zur Errichtung von Haus­
wirtschaften zuweist.
Die Aufgaben und der Charakter der individuellen 
Hauswirtschaft müssen der Ausgangspunkt für die 
künftige Regelung des Eigentumswechsels an Hauswirt­
schaftsgebäuden sein. Es muß festgelegt werden, da'ß 
eine Übertragung persönlichen Eigentums an Hauswirt­
schaftsgebäuden in Übereinstimmung mit den Interessen 
der LPG erfolgen muß und der staatlichen Genehmi­

gung bedarf. Es wird jedoch wegen des Charakters des 
persönlichen Gebäudeeigentums nicht für richtig be­
funden, ähnlich wie im Falle der Verfügung über den 
Boden (§ 7 Abs. 2 LPG-Gesetz) eine gesetzliche Rege­
lung dergestalt zu schaffen, daß eine Veräußerungs­
möglichkeit nur an den Staat, die LPG oder deren Mit­
glieder zulässig ist. Vielmehr würde es dem erreichten 
Entwicklungsstand der genossenschaftlichen Demokratie 
entsprechen, wenn die LPG in all diesen Fällen eine 
Stellungnahme an den Rat des Kreises als Genehmi­
gungsbehörde geben und auf diesem Wege einen Ein­
fluß auf den Personenkreis der Neuerwerber ausüben 
würde. Es ist anzustreben, daß die LPGs bereits vor 
den Verkaufsverhandlungen bzw. dem Einholen der 
staatlichen Genehmigung dem Veräußerer die genossen­
schaftlichen Interessen zur Kenntnis bringen. Die ört­
lichen Organe haben in Ausübung ihres Genehmigungs­
rechts letztlich eine solche Entscheidung zu treffen, die 
den gesellschaftlichen Interessen entspricht. In all den 
Fällen, in denen der künftige Erwerber der Hauswirt­
schaft in keiner Verbindung zur LPG steht, sollte eine 
Entschädigung in Form einer laufenden Zahlung für die 
Nutzung des von der LPG ursprünglich gegebenen Nut­
zungsrechts erhoben werden.
Im Falle des Auscheidens eines LPG-Mitglieds sowie 
in Erbfällen muß die unentgeltliche Nutzung der be­
bauten Bodenparzelle erlöschen und der LPG das Redlt 
gewährt werden, eine Entschädigung für die weitere 
Bodennutzung* zu verlangen. Davon sollte jedoch dann 
abgesehen werden, wenn das Ausscheiden aus gesell­
schaftlich gerechtfertigten Gründen erfolgt bzw. der 
Rechtsnachfolger im Erbgang Mitglied der LPG ist. Ge­
rade in Erbfällen wird es darauf ankommen, durch 
eine gründliche Beratung mit den Erben eine solche 
Nutzung der Gebäude zu erreichen, die den genossen­
schaftlichen Interessen entspricht. * 2
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